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Das Apfelbäumchen
wird fünf Jahre alt

Altdorf. Am Sonntag feiert die
Kinderkrippe Apfelbäumchen ihr
fünfjähriges Bestehen. Von 15 bis 18
Uhr wartet auf die Besucher ein
Programm mit Luftballonsteigen,
Kinderschminken, Spiel und Spaß
im ganzen Haus. Für das leibliche
Wohl ist gesorgt. Auch ein Überra-
schungsgast besucht die Kleinen.

Waldadvent bei der
Rosenkranzkapelle

Pfettrach/Arth. Die Pfarrgemein-
de lädt am Sonntag zu einer Ad-
ventsfeier der besonderen Art ein.
Bereits um 16 Uhr beginnt am Neu-
en Friedhof in Pfettrach die Wande-
rung mit Laternen zur Rosenkranz-
kapelle. Bei Fackel- und Kerzen-
schein beginnt dort um 16.30 Uhr
der Wortgottesdienst. Bei Regen be-
ginnt der Gottesdienst um 16.15
Uhr in der Kuratiekirche St. Oth-
mar. Auch findet dann die Aussen-
dung der heiligen Maria in der Hoff-
nung zum „Frauentragen“ statt.
Anschließend sorgt die Landjugend
im Schöttlhof mit Glühwein und
Bratwürstl für das leibliche Wohl.

Nein zu Spiegel – Ja zu mehr Schildern
Verkehrs- und baurechtliche Entscheidungen im Ausschuss

Altdorf. Vor Beginn dieses Schul-
jahres wurde die Beschilderung in
der Böhmerwaldstraße geändert,
was zu einer Verschlechterung der
Parksituation dort führte. Nach ei-
nem nochmaligen Ortstermin mit
der Polizei sollen nun in der Bushal-
tebucht Zusatzzeichen angebracht
werden, um die erkannten Probleme
kurzfristig zu lösen.

Ebenfalls nach einem Ortstermin
wegen eines Antrags zur Installati-
on eines Verkehrsspiegels an der
Mühlkanal-/Höfenstraße entschied
der Verkehrsausschuss, dem Antrag
nicht stattzugeben. Dort herrsche
bereits eine Tempobegrenzung auf
30 km/h und nach Aussage des Ver-
kehrssachverständigen auch ausrei-
chende Einsichtmöglichkeit.

Das gemeindliche Einvernehmen
erteilte der Bauausschuss einem
Antrag zur Errichtung eines Einfa-
milienhauses mit Doppelgarage.
Wegen der Stellplatzsituation vo-
tierte das Gremium gegen eine Nut-
zungsänderung eines Wohnhauses
in der Dekan-Wagner-Straße als
Beherbergungsbetrieb mit zwölf
Betten. Gegen die Errichtung von
insgesamt drei Großflächentafeln

zu Werbezwecken an der Opalstraße
gab es keine Einwände und auch ei-
nem Antrag auf Vorbescheid zum
Neubau eines Gewerbegebäudes
wurde trotz Bebauungsplanabwei-
chungen das gemeindliche Einver-
nehmen erteilt.

Neue Kfz-Werkstätte
in der Opalstraße
Bauamtsleiterin Claudia Hauser

informierte über zwei Anträge, die
als laufende Verwaltung erledigt
wurden. Dabei handelt es sich um
zwei Doppelhaushälften im Klein-
feld beziehungsweise den Neubau
einer Kfz-Werkstätte an der Opal-
straße. Davon nahm der Ausschuss
ohne Einwände Kenntnis.

Die Anträge auf isolierte Befrei-
ung zur Errichtung einer Gabionen-
trennwand zur Abgrenzung zweier
Doppelhäuser am Seerosenring und
zur Errichtung eines Carports an
der südwestlichen Grundstücks-
grenze neben einer bestehenden Ga-
rage in der Bernsteinstraße erhiel-
ten Zustimmung. Der Errichtung
eines Carports an der Schwarzleiten
konnte nicht zugestimmt werden,

wäre aber akzeptiert, würde der
Carport auf die Höhe der Garage
zurück versetzt. Keine Einwände
hatte hingegen der Ausschuss zur
Errichtung von sieben beantragten
Stellplätzen am Waldanger.

Schließlich war noch zu zwei An-
trägen auf Änderung der Bauleit-
planung zu entscheiden. Im ersten
Fall ging es dabei um ein Grund-
stück an der Eugenbacher Straße.
Hier würde der Bauwerber vier Ket-
tenhäuser mit Doppelgarage errich-
ten. Der zweite Antrag zielt auf die
Errichtung eines weiteren Einfami-
lienhauses auf einem Grundstück
an der Münchnerauerstraße. In bei-
den Fällen würde es sich um eine
Nachverdichtung handeln und so-
mit ist über ein Bauleitplanverfah-
ren abzuklären, wie und in welchem
Umfang die jeweilige Nachverdich-
tung möglich wäre. So fiel die Ent-
scheidung, dass mit beiden Antrag-
stellern ein städtebaulicher Vertrag
zur Kostenregelung abzuschließen
ist. Die Verwaltung wurde beauf-
tragt von einem Planungsbüro einen
Entwurf erarbeiten zu lassen und
dem Marktgemeinderat zur Ent-
scheidung vorzulegen.

Knoten in der Schilddrüse
Chefarzt Dr. Nikolaus Steigemann referierte

Altdorf. „Bei Knoten in der
Schilddrüse nicht in Panik gera-
ten“. Mit dieser Aussage versuchte
Dr. Nikolaus Steigemann, Chefarzt
am Krankenhaus Vilsbiburg, die
Zuhörer seines Vortrags „Welche
Schilddrüsen-Knoten sollten ope-
riert werden“ zu beruhigen.

„Die wenigsten Knoten sind
bösartig“, betonte der Mediziner,
der im Bürgersaal zunächst das
Vilsbiburger „Kompetenzzentrum
für Schilddrüsen und Neben-
schilddrüsen-Chirugie“ vorstellte,
das viel Erfahrung bei Erkennung
und Behandlung dieser „Erkran-
kung“ hat. Nach den Worten des
Facharztes haben viele Menschen –
er sprach hier von etwa jedem
Vierten – einen oder mehrere Kno-
ten in der Schilddrüse. „Ein sol-
cher Tumor kann gut- oder bösar-
tig sein“, gab der Referent zu ver-
stehen. In den meisten Fällen muss
nicht oder nicht sofort operiert
werden, weil drei Viertel der Be-
troffenen beschwerdefrei bleiben.

Dazu erwähnte der Facharzt,
dass etwa doppelt so viele Frauen
als Männer diese „Erkrankung“
haben und davon jede Altersgrup-

pe betroffen sei. Ausführlich erläu-
terte Dr. Nikolaus Steigemann hier
Diagnose und Therapie, darunter
auch die Radiojodtherapie, sowie
die Begriffe „heiße oder kalte Kno-
ten“. Bei einer Schilddrüsenüber-
funktion können erhöhtes Herzra-
sen, Vorhof-Flimmern, Schwitzen,
Haarausfälle, leichtes Zittern so-
wie Nervosität und Reizbarkeit
auftreten. Dazu kämen durch
Schilddrüsenknoten gegebenen-
falls noch mechanische Beein-
trächtigungen, wie beispielsweise
Schluckbeschwerden.

Mit Informationen aus seiner
Alltagsarbeit ergänzte Dr. Niko-
laus Steigemann seine Ausführun-
gen. Hierbei unterstrich er noch-
mals: Weil die wenigsten Knoten
bösartig sind, genügt oftmals eine
Beobachtung. Hierbei sollte aber
ein Krebs nicht übersehen oder
zeitlich nicht zu lange beobachtet
werden. Wer meint, Probleme mit
seiner Schilddrüse zu haben, sollte
unbedingt einen ärztlichen Rat
einholen, betonte der Mediziner,
der dann in einer regen Diskussion
auch noch viele Fragen beantwor-
tete.

„Der familiäre Halt ist nicht mehr da“
Ausgaben für die Jugendhilfe steigen weiter – „Gesellschaftliches Problem“ als Ursache

Von Horst Müller

T rotz Wirtschaftswachstum,
Vollbeschäftigung und an-
haltenden Zuzugs ist im

Landkreis Landshut die Welt nicht
mehr in Ordnung. Obwohl man an-
gesichts derart positiver Rahmenbe-
dingungen annehmen könnte, „dass
eigentlich alles passen müsste“, wie
Landrat Peter Dreier zuletzt bei der
Sitzung des Jugendhilfeausschusses
sagte, ist dies nicht der Fall. Im Ge-
genteil: Die Ausgaben des Land-
kreises für die Jugendhilfe werden
auch 2019 wieder steigen, wenn-
gleich nicht mehr ganz so rasant wie
noch vor ein paar Jahren.

Mehr Einwohner, mehr Fälle
Mit Ausgaben in Höhe von vo-

raussichtlich rund 14,8 Millionen
Euro wird das Budget des Kreisju-
gendamts im nächsten Jahr die
Haushaltsansätze von 2018 zwar
„nur“ um etwa 800000 Euro über-
treffen. Für Landrat Peter Dreier,
Jugendamtsleiterin Angela Lang-
wieser und die Mitglieder des Gre-
miums war die erneute Steigerung
dennoch Anlass genug, um Ursa-
chenforschung zu betreiben, wieso
trotz einer Vielzahl an Präventions-
programmen, Unterstützungsange-
boten und Beratungsmöglichkeiten
immer mehr Geld für die Jugendhil-
fe ausgegeben werden muss.

Dabei war man sich einig, dass
die Ausgabensteigerungen letztlich
ein „gesellschaftliches Problem“
widerspiegeln, das nicht nur den
Landkreis Landshut betrifft. Denn
die höheren Jugendhilfekosten aus-
schließlich auf das stetige Bevölke-
rungswachstum im Landkreis zu-
rückzuführen, würde zu kurz grei-
fen, auch wenn mit steigenden Ein-
wohnerzahlen zwangsläufig höhere
„Fallzahlen“ einhergehen und die
Zahl derer wächst, die auf Unter-
stützung angewiesen sind.

Sozialverhalten gestört
Besonders kostenintensiv ist die

„Eingliederungshilfe für seelisch
behinderte Kinder und Jugendli-
che“. Sie muss vom Jugendamt ge-
leistet werden, wenn durch das Gut-
achten eines Kinder- und Jugend-
psychiaters eine „seelische Behin-
derung“ attestiert wurde.

Vor allem an den Schulen werde
verstärkt festgestellt, „dass immer
mehr Kinder und Jugendliche von
psychischen Erkrankungen und
auch von einer erheblichen Störung

des Sozialverhaltens betroffen
sind“, berichtete Jugendamtsleite-
rin Angela Langwieser. Die Zahl der
Mädchen und Buben, die verhal-
tensauffällig sind und mit ihrer per-
sönlichen Belastung nicht mehr fer-
tig werden, nehme unvermindert zu:
„Das geht dann bis hin zur Unbe-
schulbarkeit“, so Langwieser.

Aus diesem Grund müsse das
Kreisjugendamt auch immer öfter
und immer intensiver mit dem
Schulamt zusammenarbeiten, denn
die betroffenen Kinder können im
normalen Klassenverband kaum
noch beziehungsweise nicht mehr
unterrichtet werden, weil sie durch
ihr Verhalten die Mitschüler derart
massiv beeinträchtigen, dass ein ge-
regelter Unterricht nahezu unmög-
lich ist.

Nicht mehr beschulbar
Deshalb müsse gemeinsam nach

Notlösungen für die Beschulung
einzelner Jugendlicher gesucht wer-
den, die aufgrund ihres Verhaltens
„durch alle Raster fallen“. Zum Teil
könnten diese Schüler nur noch ein-
zeln und daheim unterrichtet wer-
den. Die Wissensvermittlung stehe
dabei nicht im Mittelpunkt, da die
meiste Zeit dafür benötigt wird, das
Kind einigermaßen im Zaum halten
zu können.

Auch bei der teil- und vollstatio-
nären Unterbringung von Kindern
und Jugendlichen in heilpädagogi-
schen Tagesstätten, Wohngruppen
und Heimen registrierten die Mitar-
beiter des Kreisjugendamts steigen-
de Fallzahlen im Bereich der Ein-
gliederungshilfen bei seelischer Be-

hinderung. Außerdem sind im
Landkreis Landshut so viele
(Klein-)Kinder wie noch nie in Voll-
zeitpflegefamilien untergebracht.
„Dies ist das Ergebnis, dass wie
schon in den vergangenen drei Jah-
ren immer mehr Kleinkinder aus
den verschiedensten Gründen aus
der Herkunftsfamilie herausgenom-
men und untergebracht werden
mussten“, berichtete die Jugend-
amtsleiterin.

Bindung verloren gegangen
Die Ursache für diese Entwick-

lungen liegt Angela Langwieser zu-
folge auf der Hand: Die Bindung an
die eigenen Eltern ist für viele Kin-
der lockerer geworden, mitunter so-
gar bereits verloren gegangen. „Der
familiäre Halt ist nicht mehr da“,
sagte die Jugendamtsleiterin. Dazu
hätten zum einen „neue Familien-
konstellationen“ wie zum Beispiel
Alleinerziehende mit Kindern,
Patchworkfamilien oder häufiger
wechselnde Partnerschaften beige-
tragen. Hinzu komme, dass die Er-
ziehungskompetenzen vieler Eltern
(-teile) zusehends bröckeln.

Auch die beruflichen Herausfor-
derungen, mit denen heutzutage
Väter und Mütter konfrontiert wür-
den, gingen nicht spurlos an den
Kindern vorüber. Wenn von immer
mehr Arbeitnehmern verlangt wer-
de, dass sie flexibel, mobil und mög-
lichst immer erreichbar sein müss-
ten, führe dies auch zu wiederhol-
tem Wohnortwechsel. Dadurch wer-
de es Kindern immer schwerer ge-
macht, Wurzeln zu schlagen, Kon-
takte zu knüpfen und Freundschaf-

ten zu schließen und dauerhaft zu
pflegen.

Kinderwagen und Handy
Eltern würden ihren Kindern ten-

denziell nicht mehr so viel Zeit wid-
men und Aufmerksamkeit schenken
und sie stattdessen sich selbst über-
lassen. Als Paradebeispiel führte
Angela Langwieser bei der Sitzung
des Jugendhilfeausschusses ein El-
ternteil an, das beim Spazieren ge-
hen mit der einen Hand den Kinder-
wagen schiebt und mit der anderen
Hand auf dem Smartphone spielt:
„Wer auf sein Handy schaut, blickt
nicht in die Augen seines Kindes.“

Sichere Bindungen gingen somit
zunehmend verloren, das Gefühl
von Stabilität und Geborgenheit sei
oftmals nicht mehr zu spüren und
zu erleben, so dass immer mehr
Kinder verunsichert seien und zu-
weilen jeglichen Halt verlören.
Anno dazumal in der Großfamilie
mit mehreren Generationen unter
einem Dach hätten Kinder neben
ihren Eltern und Geschwistern auch
noch andere Bezugspersonen wie
etwa die Großeltern gehabt. Mitt-
lerweile seien immer mehr Mädchen
und Buben auch in ihrer Freizeit al-
lein auf sich gestellt – und damit na-
türlich für alle möglichen Verlo-
ckungen und Ablenkungen emp-
fänglich.

Staat muss einspringen
Auch für Landrat Peter Dreier

(FW) stand fest: „Die klassische Fa-
milie ist das Allerwichtigste, sie
gibt es aber immer weniger.“ Aus
diesem Grund müsse der Staat im-
mer öfter einspringen und Aufga-
ben übernehmen oder ersetzen, die
normalerweise von einem intakten
Elternhaus geleistet würden. Dies
habe enorme Konsequenzen, nicht
nur im Hinblick auf die steigenden
Kosten, sondern auch auf die gesell-
schaftliche Situation: Viele Lücken
ließen sich dadurch zwar schließen,
aber eben längst nicht alle.

CSU-Kreisrätin Martina Ham-
merl mahnte in diesem Zusammen-
hang eine „ehrliche Diskussion“ an.
So gut und wichtig es einerseits sei,
Eltern und Kindern die erforderli-
chen Hilfestellungen zu geben, dür-
fe man andererseits auch nicht ver-
schweigen, dass der Landkreis Jahr
für Jahr eine Million Euro zusätz-
lich für die Jugendhilfe ausgeben
müsse, um ein gesamtgesellschaftli-
ches Problem in den Griff zu be-
kommen.

Die gesellschaftliche Entwicklung hinterlässt unweigerlich ihre Spuren an Kin-
dern und Jugendlichen. Foto: dpa

Windradbau
geht weiter

Landkreis. Drei Wochen herrsch-
te Ruhe auf der Baustelle bei Pfet-
trach – ab Montag wird die Wind-
kraftanlage laut Angaben des Be-
treibers EnBW nun doch weiter ge-
baut. Innerhalb einer Woche soll sie
stehen.

Vorausgegangen war dem Bau-
stopp eine Klage des Vereins für
Landschaftspflege und Artenschutz
gegen die Umplanung des Projekts.
Laut Verwaltungsgericht Regens-
burg sei dafür eine Genehmigungs-
änderung anstelle einer Änderungs-
anzeige nötig gewesen. Diese Ge-
nehmigungsänderung habe die
EnBW beim Landratsamt Landshut
beantragt und genehmigt bekom-
men, berichtete Stefanie Klumpp,
Pressesprecherin der EnBW.


